année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 09.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Zwischenstaatliche Beziehungen

Akteure Cassis, Ignazio (fdp/plr) BR EDA / CF DFAE, Berset, Alain (sp/ps) BR EDI
/ CF DFI

Prozesstypen Bundesratsgeschaft

Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Ammann, Amando
Bovey, Audrey
Hulliger, Caroline

Bevorzugte Zitierweise

Ammann, Amando; Bovey, Audrey; Hulliger, Caroline 2024. Ausgewdhlte Beitrége zur
Schweizer Politik: Zwischenstaatliche Beziehungen, Bundesratsgeschdft, 2014 - 2020.
Bern: Année Politique Suisse, Institut fur Politikwissenschaft, Universitat Bern.

www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 09.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.21


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik 1
Aussenpolitik 1
Zwischenstaatliche Beziehungen 1

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Abkiirzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

SGK-NR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

v Invalidenversicherung

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

Al Assurance-invalidité
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

En décembre, le conseiller fédéral Alain Berset s'est rendu en Norvége et en Finlande
pour une visite de travail. Il a rencontré plusieurs ministres avec lesquels il a eu un
échange sur le systéme de santé, le systéme de retraite, la culture et I'égalité. En outre,
il a proposé deux échanges: D'une part sur I"évaluation de la discrimination salariale des
femmes avec la Norvége, d'autre part sur le mécanisme de fixation du prix des
médicaments avec la Finlande. '

Le Conseil des Etats et le Conseil national ont tous deux accepté le projet d'arrété
fédéral portant approbation de la convention de sécurité sociale avec la République
populaire de Chine, respectivement en juin et septembre 2016. Tel que précisé par le
conseiller fédéral Alain Berset devant la chambre des cantons, la convention en
question s'inscrit dans le contexte du développement des relations de la Suisse avec
ses partenaires économiques les plus importants sur le continent asiatique - des
accords similaires ont a ce titre déja été conclus avec le Japon, I'Inde et la Corée du
Sud.?

Der Nationalrat folgte in seiner Diskussion Uber das Abkommen iiber die soziale
Sicherheit zwischen der Schweiz und dem Kosovo im Juni 2019 dem Sténderat nicht.
Im Méarz 2019 hatte die kleine Kammer als Erstrat das Abkommen dem fakultativen
Referendum unterstellen wollen. Zwar soll die Revision des Bundesgesetzes Uber den
allgemeinen Teil des Sozialversicherungsgesetz internationale Vertrage zukinftig unter
ein fakultatives Referendum stellen, doch SGK-Mitglied Benjamin Roduit (cvp, Wallis)
argumentierte, dass man um der Koharenz Willen in diesem Fall das gleiche Vorgehen
anwenden moge wie bei den bisherigen Sozialversicherungsabkommen mit den
Nachfolgestaaten Jugoslawiens. Der Nationalrat verzichtete schliesslich darauf, das
Abkommen dem Referendum zu unterstellen, unter anderem weil es sich, gemaéss
Bundesrat Berset, um ein Standardabkommen handelte. Der bundesrétliche Entwurf
wurde mit 110 zu 58 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) angenommen, womit das Geschéft
mit einer Differenz zuriick an den Standerat ging. *

In der Herbstsession 2019 nahm der Nationalrat Kenntnis vom Bericht zu den
abgeschlossenen vdlkerrechtlichen Vertragen 2018. Dieser umfasst samtliche neu
beschlossenen oder geanderten volkerrechtlichen Vertrage ohne
Ratifikationsvorbehalt, die dem Parlament also nicht zur Genehmigung vorgelegt
werden mussten. Obwohl das Parlament auch bei diesen Vertragen die Mdoglichkeit
beséasse, mithilfe einer Motion Einfluss zu nehmen, war das im Jahr 2018 kein einziges
Mal der Fall. 2018 wurden insgesamt weniger Vertrage abgeschlossen und abgeandert
als noch 2017, die Gesamtzahl blieb aber dennoch hoch (526 Abkommen, 273
Anderungen). Bundesrat Cassis interpretierte dies dahingehend, dass die Schweiz sich
weiterhin intensiv darum bemuihe, bei ihrer Interessenvertretung Uber eine solide
Rechtsgrundlage zu verflgen. Mehrere Mitglieder des Nationalrats lobten die stetig
wachsende Qualitat und verbesserte Lesbarkeit der Publikation. Die kurze Diskussion
sei ein Zeichen fur das Vertrauen, welches die Parlamentsmitglieder dem Bundesrat
und der Verwaltung entgegenbréachten, meinte Claude Béglé (cvp, VD).

Auch der Standerat, der sich am 10. Dezember damit befasste, hatte dem nicht viel
hinzuzufliigen. Mit lobenden Worten und viel Wohlwollen nahm auch die kleine Kammer
Kenntnis vom Bericht. *
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Der Stédnderat nahm in der Wintersession 2020 Kenntnis vom Bericht zu den
abgeschlossenen volkerrechtlichen Vertragen 2019. APK-SR-Sprecher Damian Muller
(fdp, LU) informierte den Rat darlber, dass der Bundesrat der Kommission bereits
einige Fragen zu den bilateralen und multilateralen Vertragen schriftlich beantwortet
habe, weshalb kein weiterer Diskussionsbedarf mehr bestehe. Bundesrat Cassis
berichtete, dass man das Format des Berichts in den vergangenen Jahren angepasst
habe, um diesen «besser lesbar» zu machen. So habe man dessen Umfang um 65
Prozent reduzieren kénnen, wobei die wichtigsten Informationen weiterhin enthalten
seien. ®

Im Juni 2020 veroffentlichte der  Bundesrat seine  Botschaft zum
Sozialversicherungsabkommen mit Bosnien Herzegowina, welches als Teil einer Reihe
von Abkommen mit den Nachfolgestaaten der Foderativen Volksrepublik Jugoslawien
das urspringliche Abkommen mit dem ehemaligen Jugoslawien ersetzen soll. Laut
Botschaft entspreche das Abkommen inhaltlich den anderen von der Schweiz
abgeschlossenen Sozialversicherungsabkommen und erfllle die internationalen
Standards zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit. Es bezwecke die
Koordinierung der AHV, IV und der Unfallversicherung der Vertragsstaaten, um allfallige
Nachteile und Diskriminierungen von Staatsblrgern zu vermeiden. Demgemass
garantiere es die Gleichbehandlung der Versicherten und die Auszahlung von Renten
ins Ausland. Zudem seien Bestimmungen zur Bekdmpfung von Missbrauch und Betrug in
den Abkommenstext integriert worden, da gemass der Stellungnahme des Bundesrats
zur SVP-Motion «Aufkindigung von Sozialversicherungsabkommen» (Mo. 09.3887)
Abkommen mit den Balkanstaaten nur erneuert oder neu abgeschlossen werden
kénnen, wenn ein funktionierendes System zur Aufklarung von Betrugsvorfallen vorliegt.
Auf eine Vernehmlassung wurde verzichtet, da die Eidgen&ssische Kommission fur die
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung, welche die interessierten Kreise
umfassend abbildet, das Abkommen ohne Einwéande gutgeheissen hatte.

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2020 mit dem Geschéaft, wobei sich
einzig die SVP gegen das Abkommen stellte. So reichte eine Minderheit Aeschi (svp, ZG)
einen Antrag auf Nichteintreten ein. Aeschi storte sich vor allem am angeblichen
Missverhaltnis zwischen Einzahlenden und Bezlgerinnen und Bezlgern. So lebten
lediglich 815 Schweizerinnen und Schweizer in Bosnien und Herzegowina, jedoch
29'000 Personen aus Bosnien und Herzegowina in der Schweiz. Er beflirchtete einen
«einseitigen Finanztransfer», wobei die Schweiz bezahle und dies zu Lasten der nicht
ausfinanzierten Schweizer Sozialversicherungssysteme. Philippe Nantermod (fdp, VS),
Sprecher der SGK-NR, stellte jedoch klar, dass die zusatzlichen Kosten auf weniger als
CHF 100'000 geschatzt wurden. Alain Berset appellierte an den Nationalrat, das
Abkommen anzunehmen. Die Modernisierung dieses Ubereinkommens sei notwendig,
da es im Interesse der Schweiz sei, mit den Lédndern, mit denen sie in Kontakt steht,
stabile Beziehungen zu pflegen.

Der Nichteintretensantrag der SVP-Fraktion hatte im Rat keine Chance und wurde mit
137 zu 51 Stimmen (bei 1 Enthaltung) abgelehnt. Mit dem gleichen Ergebnis wurde das
Sozialversicherungsabkommen in der Folge angenommen, wobei die SVP in beiden
Fallen die Minderheit bildete, mit Ausnahme von Alfred Heer (svp, ZH), der sich zweimal
der Stimme enthielt. ¢
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